
Der Senat verkehrt aber dabei den Inhalt dieser 
Deklaration in sein Gegenteil, indem er den ent­
scheidenden Satz in dieser Deklaration fortläßt. Dieser 
Satz lautet:

„ D i e  Ü b e r n a h m e  zu den vorstehend genannten 
Zwecken der besagten Autorität und Machtvollkommen­
heit b e w i r k t  n i c h t  d i e  A n n e k t i e r u n g  
D e u t s c h l a n d  s.“S)

Ähnlich wird der rechtliche Inhalt des Potsdamer 
Abkommens verfälscht. Dort heißt es ausdrücklich in 
der Einleitung:

„Entsprechend der Übereinkunft über das Kontrollsystem 
in Deutschland wird die höchste R e g i e r u n g s g e ­
w a l t  in Deutschland durch die Oberbefehlshaber der 
Streitkräfte der Vereinigten Staaten von Amerika, des Ver­
einigten Königreiches, der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken und der Französischen Republik nach den 
Weisungen ihrer entsprechenden Regierungen ausgeübt, 
und zwar von jedem in seiner Besatzungszone, sowie ge­
meinsam in ihrer Eigenschaft als Mitglieder des Kontroll­
rates in den Deutschland als Ganzes betreffenden Fragen."?)

Das Potsdamer Abkommen legt also fest, daß die 
Oberbefehlshaber der Alliierten die höchste Gewalt in 
Deutschland ausüben. Nirgends ist aber gesagt, daß es 
sich dabei um eine Übernahme deutscher Staatsge­
walt handle. „Höchste Regierungsgewalt in Deutsch­
land“ und „deutsche Staatsgewalt“ sind nicht identisch. 
Die Fassung auch dieses Textes ist ein Beweis dafür, 
daß eine Debellation Deutschlands völkerrechtlich nicht 
vereinbart wurde.

In diesem Zusammenhang muß untersucht werden, 
ob es sich bei dem gegenwärtigen völkerrechtlichen 
Status Deutschlands um eine occupatio bellica im 
Sinne der Haager Landkriegsordnung handelt. Bei der 
occupatio bellica wird die Ausübung der Staatsgewalt 
des verdrängten Staates zeitweilig von der Besatzungs­
macht übernommen und das endgültige Schicksal des 
besetzten Gebietes erst bei Abschluß eines Friedens­
vertrages entschieden. Verschiedene Merkmale dieses 
Begriffes könnten der deutschen Situation entsprechen. 
Doch wäre eine solche Annahme falsch. Die occupatio 
bellica enthält zwar einige demokratische Elemente — 
auf speziellere Formulierungen konnten die imperi­
alistischen Staaten sich bei ihren gegensätzlichen 
Interessen nicht einigen .—, ihr Ausgangspunkt ist aber 
die Erhaltung der bestehenden Rechtsordnung. Auf 
Deutschland angewandt würde das die Beibehaltung 
der faschistischen Ordnung bedeuten. Dies steht jedoch 
im grundsätzlichen Widerspruch zum antifaschistischen 
Befreiuungskampf der Anti-Hitler-Koalition und zu den 
im Potsdamer Abkommen getroffenen Vereinbarun­
gen. Deshalb entspricht. die Annahme einer occupatio 
bellica nicht den völkerrechtlichen Vereinbarungen 
über die Rechtslage Deutschlands.

Ausgangspunkt für die Betrachtung der völkerrecht­
lichen Situation Deutschlands kann allein das Pots­
damer Abkommen sein. Dieses Abkommen enthält die 
bereits in den Konferenzen von Teheran und Jalta 
vereinbarten völkerrechtlichen Prinzipien über die 
Ziele der Besetzung Deutschlands. So heißt es in der 
Erklärung von Teheran vom 1. Dezember 1943:

„Wir sind uns der hohen Verantwortung voll bewußt, die 
auf uns und allen Vereinten Nationen ruht, einen Frieden 
zu schließen, der den überwältigenden Massen der Völker 
der Welt Bereitwilligkeit abnötigen und die Geißel und 
den Schrecken des Krieges für viele Generationen bannen 
wird. “8)

Und weiter:
„Nun, da wir von diesen freundschaftlichen Besprechun­

gen scheiden, sehen wir vertrauensvoll dem Tag entgegen, 
an dem alle Völker der Erde, unberührt von Tyrannei, ihren 
verschiedenen Wünschen und ihrem eigenen Gewissen ge­
mäß ein freies Leben führen können. "9)

In diesen Erklärungen steht nichts von einer 
Annexion Deutschlands. Das Recht aller Völker auf 
Selbstbestimmung wird anerkannt und der Wille zum 
Abschluß eines Friedensvertrages bekundet.

In der Deklaration von Jalta vom 11. Februar 1945 
wurden bereits die Prinzipien für die Behandlung 
Deutschlands nach der Zerschlagung des Faschismus 
entwickelt. Als gemeinsame Linie der Deutschland-

0) ebenda, S. 26.
7) ebenda, S. 8.
8) Potsdamer Abkommen und andere Dokumente, Kongreß- 

Verlag, Berlin, S. 7.
9) ebenda, S. 7,

Politik der Anti-Hitler-Koalition wurde die Be­
setzung Deutschlands vereinbart. Als Ziel dieser Be­
setzung wurde die Vernichtung und Ausrottung des 
deutschen Militarismus und des Faschismus, die Be­
strafung der Kriegsverbrecher und die Sicherung der 
Wiedergutmachung der von den Deutschen verur­
sachten Zerstörungen festgelegt. Dann heißt es:

„Es ist nicht unsere Absicht, das deutsche Volk zu ver­
buchten, aber nur dann, wenn der Nationalsozialismus und 
Militarismus ausgerottet sind, wird für die Deutschen Hoff­
nung auf ein würdiges Leben und einen Platz in der Völ­
kergemeinschaf t bestehen! “io)

Im Potsdamer Abkommen vom 2. August 1945 er­
hielten die in den Konferenzen von Teheran und Jalta 
vereinbarten Ziele ihre endgültige Formulierung. In 
der einleitenden Erklärung heißt es:

„Es ist nicht die Absicht der Alliierten, das deutsche 
Volk zu vernichten oder zu versklaven. Die Alliierten wollen 
dem deutschen Volk die Möglichkeit geben, sich darauf vor­
zubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und fried­
lichen Grundlage von neuem wieder aufzubauen. Wenn die 
eigenen Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig auf 
die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein werden, wird es 
ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den 
freien und friedlichen Völkern in derWeit einzunehmen.“* 7 8 9 10 11 12)

Dieser Zielsetzung dient die Durchführung der ver­
einbarten Maßnahmen, zur Ausrottung des deutschen 
Militarismus und Faschismus, zur Beseitigung ihrer 
ökonomischen Grundlagen und zum Aufbau eines 
demokratischen Staates.

Bereits aus den in der Einleitung des Potsdamer 
Abkommens festgelegten Zielen ergibt sich ein grund­
sätzlicher Unterschied zu den bisher bekannten Be­
setzungsformen der imperialistischen Völkerrechts­
praxis. Die in ihm von den USA, Großbritannien und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken ver­
einbarten Besatzungsziele sind durchdrungen von den 
Prinzipien, unter denen die Völker der Anti-Hitler- 
Koalition den antifaschistischen Befreiungskampf führ­
ten. Sich klar distanzierend von den Zielen eines im­
perialistischen Krieges (Neuverteilung der Herrschaft 
über Rohstoffquellen, Bevölkerung, Industriegebiete und 
Absatzmärkte) erklärte W. M. M o l o t o w  am 10. Juli 
1946,

......  daß di'e Aufgabe nicht darin besteht, Deutschland
zu vernichten, sondern darin, es zu einem demokratischen 
und friedliebenden Staat umzugestalten, der neben der 
Landwirtschaft seine Industrie und seinen Außenhandel be­
sitzt, dem jedoch die wirtschaftlichen und militärischen 
Möglichkeiten genommen sind, sich neuerdings als aggres­
sive Kraft zu erheben."12)

Das war ein schwerer Schlag gegen die Spekulatio­
nen aggressiver Kreise in den Vereinigten Staaten 
und in Großbritannien. Sie beabsichtigten die Aus­
schaltung Deutschlands als Konkurrenten auf dem 
Weltmarkt, die Beherrschung seiner Bodenschätze, den 
Raub seiner Industrie, besonders der Schwerindustrie, 
und die Verelendung der deutschen Bevölkerung. 
Gegen die Interessen des deutschen Volkes und ihrer 
eigenen Völker sollte damit ein neuer imperialistischer 
Weltkrieg vorbereitet werden. Diese Pläne und die 
vorbereitenden Maßnahmen einer solchen „Besatzungs­
politik“ standen im schroffen Gegensatz zu den Ver­
einbarungen des Potsdamer Abkommens und den Ver­
pflichtungen, „solche Maßnahmen in Deutschland zu 
ergreifen, die für den zukünftigen Frieden und die 
Sicherheit der Welt notwendig sind“13).

M o l o t o w  erklärte hierzu:
„Nähme man Kurs auf die Vernichtung Deutschlands als 

Staat oder auf seine Umwandlung in ein Agrarland und 
auf die Vernichtung seiner wichtigsten Industriezentren, so 
würde das dahin führen, daß Deutschland zu einer Brut-

. Stätte gefährlicher Revanchestimmungen wird, würde das 
der deutschen Reaktion in die Hand arbeiten und Europa 
der Ruhe und des stabilen Friedens berauben, “i*)

So ergab sich die Verpflichtung, die friedliebenden, 
demokratischen Kräfte des deutschen Volkes zu 
wecken, zu ermutigen, zu stärken und zu unterstützen. 
Die Sowjetunion hat, den Prinzipien ihrer Außen­
politik getreu, als einzige Besatzungsmacht in selbst­
loser Weise diese Aufgabe erfüllt. Sie hat den schöpfe-

10) Potsdamer Abkommen und andere Dokumente, Kongreß- 
Verlag, Berlin, S. 9.
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